
politischen Strafsachen zu. Rechtsanwalt Dr. P o s s e r 
(Essen) charakterisierte die gegenwärtigen Haupt
tendenzen auf diesem Gebiet. Er wies zunächst darauf 
hin, daß eine verstärkte Tätigkeit der politischen Straf
kammern in den Oberlandesgerichtsbezirken (§ 74 a 
GVG) zu beobachten sei. Auch die Zahl der Kammern 
wachse ständig: In Düsseldorf und Dortmund gäbe es je 
zwei Kammern, von denen die in Dortmund überdies noch 
doppelt besetzt seien. Auch die „Frankfurter Allge
meine Zeitung“ vom 12. Mai 1958 stellt fest, daß die 
politischen Strafkammern fast täglich nebeneinander 
tätig sind und „der Fülle der auf sie zukommenden 
politischen Prozesse Herr zu werden suchen“. Die Ge
richte seien „schon heute bis zum Jahr 1959 mit poli
tischen Verfahren eingedeckt“.

Der Grund für diese verstärkte Tätigkeit der politi
schen Strafkammern liegt darin, daß jetzt eine gewal
tige Anzahl von Verfahren gegen Mitglieder der KPD 
durchgeführt wird — und zwar nicht etwa wegen ihrer 
Tätigkeit nach dem widerrechtlichen Verbot der 
Kommunistischen Partei Deutschlands sondern wegen 
der politischen Tätigkeit, die die KPD-Mitglieder vor 
dem KPD-Verbot ausübten. Diese Verfahren sind auf 
§ 90 a Abs. 3 StGB gestützt, wonach die Tätigkeit von 
„Rädelsführern“ und „Hintermännern“ von politischen 
Parteien erst verfolgt werden darf, nachdem das Bun
desverfassungsgericht festgestellt hat, daß die Partei 
verfassungswidrig ist. Die Rechtsprechung des Bundes
gerichtshofs und die führenden westdeutschen Kom
mentare gehen davon aus, daß es sich bei diesem 
Abs. 3 lediglich um ein Prozeßhindernis handelt, das 
bis zum 17. August 1956 die Verfolgung einzelner 
Täter unter dem Gesichtpunkt des Parteiprivilegs des 
Art. 21 GG hemmte.3 Dieser Meinung folgt auch Bun
desrichter Dr. Willms, der in einem Aufsatz schreibt: 
„Es bedarf hiernach keines besonderen Scharfsinns, um 
zu erkennen, welche Flut potentioneller Verfahren sich 
in den fast fünf Jahren der Dauer des Verfahrens vor 
dem BVG (gemeint ist der KPD-Verbotsprozeß — 
D. Verf.) hinter der Schleuse des Art. 21 GG auf
staute“.4 Der Bundesgerichtshof hat auch hier seine 
übliche Taktik angewandt und einen Musterprozeß 
gegen einen ehemaligen Kreissekretär der KPD durch
geführt, der nun Schule machen wird.

Eine weitere von Dr. Posser behandelte Rechtsfrage 
war die, ob auch Bürger der DDR nach § 90 a StGB 
bestraft werden können, wenn sie einer im Gebiet der 
DDR zugelassenen, im Gebiet der Bundesrepublik da
gegen gar nicht existierenden Vereinigung angehören. 
In dem unlängst vor der politischen Strafkammer des 
Landgerichts Düsseldorf durchgeführten Prozeß gegen 
Otto Bierfreund aus Stalinstadt, der im Aufträge der 
FDGB-Mitglieder seines Betriebes mit westdeutschen 
Gewerkschaften Gespräche über den Weg zur demo
kratischen Wiedervereinigung Deutschlands und über 
die Zusammenarbeit der deutschen Arbeiter, insbeson
dere über den Austausch von Arbeiter- und Gewerk
schaftsdelegationen, geführt hatte, sollte z. B. der Nach
weis erbracht werden, daß der FDGB eine „verfas
sungsfeindliche Vereinigung“ ist. Diese Konstruktion 
der westdeutschen Justiz, zu der sich im übrigen die 
StGB-Kommentare ausschweigen, ist offensichtlich 
unsinnig; denn § 90 a StGB geht zurück auf Art. 9 
Abs. 2 GG, und es können natürlich nur Vereinigungen 
im Bereich der Bundesrepublik pönalisiert werden.

Dr. Posser brachte dann noch eine Reihe von Bei
spielen für die Art der Beweisführung in politischen 
Prozessen. Die für die faschistische Justiz typische 
Willkür, gepaart mit Zynismus, zeigte sich in folgender 
mündlicher Urteilsbegründung in einem Verfahren 
gegen ein ehemaliges KPD-Mitglied, mit der die An
wendung des § 94 StGB5 zu rechtfertigen versucht wird:

3 vgl. die Auseinandersetzung mit dieser Auffassung bei 
Ammann, Referate der 1. Arbeitstagung und Gesamtaussprache 
des erweiterten Initlativ-Ausschusses für die Amnestie, Heidel
berg 1957, S. 11 ff.; Kühlig, Die Bonner Strafrechtsänderungs
gesetze, Berlin 1957, S. 112; Noack in NJ 1957 S. 206.

4 Willms ln NJW 1957, Heft 15/16, S. 565.
5 § 94 StGB erklärt eine Reihe im einzelnen aufgeführter

Handlungen, die in anderen Abschnitten des StGB unter Strafe 
gestellt sind und zum Teil nur auf Antrag verfolgt werden, 
zu Staatsverbrechen, sofern sie in staatsgefährdender Absicht 
begangen werden. i

„Sie mußten auch nach § 94 StGB verurteilt werden, 
denn es wäre für Sie als alten Kommunisten eine Be
leidigung, wenn wir Sie nicht nach § 94 bestrafen wür
den. Und Sie würden auch von Ihren Genossen schief 
angesehen werden“.

Das krasseste Beispiel trug ein Strafverteidiger aus 
Hannover vor: In dem Gesinnungsprozeß gegen den 
Arbeiter Berthold Kronmüller vor der politischen 
Strafkammer des Landgerichts Lüneburg6 hatte der 
Staatsanwalt gegen den Angeklagten, der in der Nazi
zeit wegen „Hochverrats“ 1933 zu zwei Jahren und 1940 
zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt worden war, fol
genden Strafantrag gestellt: „Straferschwerend kommt 
hinzu, daß der Angeklagte bereits wegen solcher Tätig
keit (für die KPD — d. Verf.) hart bestraft worden ist. 
Das hat nichts genützt. Ich beantrage daher gegen ihn 
eine Gefängnisstrafe von zwei Jahren und sechs Mo
naten“.7

Die aus den vorgetragenen Beispielen erkennbare 
Praxis der Gerichte, eine „staatsgefährdende Absicht“ 
bei den ehemaligen KPD-Mitgliedern und darüber 
hinaus, bei allen westdeutschen Patrioten einfach zu 
unterstellen, veranlaßte schließlich Prof. Dr. K l u g  zu 
der erstaunten Frage, ob denn das „Unrechtsbewußt
sein der Täter“ nicht geprüft und begründet werde. 
Mit der Art und Weise der Durchführung politischer 
Strafverfahren nicht vertraut, mußte sich Prof. Klug 
von den Strafverteidigern belehren lassen, daß das 
mangelnde „Unrechtsbewußtsein“ in solchen Fällen 
niemals, wohl aber dann berücksichtigt werde, wenn 
es sich um Verfahren wie das gegen, den SS-General 
Simon handele. — Es war eines der positiven Ergeb
nisse der Frankfurter Tagung, daß die versammelten 
Rechtsanwälte sich bereit erklärten, den Strafrechts
professoren Abschriften von Urteilen in politischen 
Strafsachen — die in der westdeutschen juristischen 
Fachliteratur entweder gar nicht oder nur auszugsweise 
veröffentlicht werden — zur Verfügung zu stellen, und 
daß sie ihnen auch Gelegenheit geben wollen, in sol
chen Verfahren direkt mitzuwirken.

Der zweite Tag der Konferenz des erweiterten 
Amnestie-Ausschusses — an dem nun auch der Präsi
dent des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main als Gast 
begrüßt werden konnte — hatte ein ursprünglich nicht 
vorgesehenes, aber angesichts der letzten Ereignisse 
in der Bundesrepublik höchst aktuell gewordenes Refe
rat von Rechtsanwalt Dr. A m m a n n  (Heidelberg) zum 
Gegenstand: Strafrechtliche Probleme der Volksbefra
gung über die Ausrüstung der Bundeswehr mit atoma
ren Waffen.

Dr. Ammann begann seine Ausführungen mit einem 
Rückblick auf die Bestrebungen im Jahre 1951 zur 
Durchführung einer Volksbefragung gegen die Remili
tarisierung und für den Abschluß eines Friedensver
trages mit Deutschland. Auch damals schon versuchte 
die Adenauer-Regierung, durch einen Kabinetts-Be
schluß vom 24. April 1951 die Durchführung dieser 
Volksbefragung als einen „Angriff auf die verfassungs
mäßige Ordnung“ zu diffamieren8, die Betätigung für 
sie mit Hilfe der Landesregierungen zu verbieten und 
Zuwiderhandlungen strafrechtlich nach §§ 110 (Auffor
derung zum Ungehorsam gegen die Gesetze), 128 (Ge
heimbündelei) 129 a. F. (Teilnahme an staatsfeindlichen 
Verbindungen) StGB zu ahnden. Aber eine ganze Reihe 
westdeutscher Gerichte unterstützte den Kampf für 
den Frieden und die Einheit Deutschlands, erklärte 
einerseits das Verbot der Volksbefragung für verfas
sungswidrig, bestätigte andererseits die Verfassungs
mäßigkeit der Volksbefragung und sprach die wegen 
ihrer Tätigkeit zur Vorbereitung einer solchen Volks
befragung Angeklagten frei bzw. lehnte die Eröffnung

6 Über das Verfahren ist in „Neues Deutschland“ vom 
17. und 23. Mai 1958 (Aus. B) berichtet worden.

7 Auf die Tatsache, daß in politischen Strafverfahren der 
Bundesrepublik „einschlägige“ Vorstrafen aus der Weimarer 
Zeit und aus der Zeit des Faschismus strafverschärfend be
rücksichtigt werden, wies auch schon Buchholz in „Staat und 
Recht“ 1957, Heft 2, S. 177 hin.

8 Der Beschluß ist auszugsweise in einem Urteil des LG 
Hlldesheim in „Die Justiz“ (Düsseldorf) 1952/53, Heft 2, S. 71 
abgedruckt.
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